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Auch etwaige Ersatzansprüche im Hinbtick auf wertstei-
gernde lnvestit ionen etc. sind zu berücksichtigen.55 Wur-
de beispie lsweise bei  e iner  Grundstücksschenkung der
Eltern an ihr Kind eine Rückfaltklausel für den Fall der
Veräußerung oder Belastung des Grundstücks vereinbart,
handel t  es s ich um eine bedingte und damit  unsichere
Rechtsposition, die bei der Ermittlung des Zugewinns mit
e inem Schätzwert  (bei  e iner  lmmobi l ie  mi t  e inem Bruch-
teil des Verkehrswerts) in das Anfangs- und Endvermögen
einzustellen ist.56

lV. Fazit

Einem Ehegatten selbst zustehende Leibrenten, Wohn-
oder Nießbrauchsrechte etc. stellen einen nach oblektiven
Kriterien zu ermittelnden Vermögenswert dar, welcher in
den Bestandsverzeichnissen aufzuführen ist, es sei denn,
der Ehegatte ist Alleineigentümer der belasteten lmmobilie
oder die Belastung dient nur zu Sicherungszwecken.
Soweit durch den Erwerber aus eigenem Vermögen oder
Einkommen eine Gegenle is tung -  in  Form von e inmal igen
oder wiederkehrenden Zahlungsverpf l  ichtungen,  Über-
nahme von Belastungen, Erbringung von Pftegeleistun-
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Rosenkrieg im Web z.o

Aktuette Rechtsprechung zu Persönlich keitsverletzungen
im Internet mit familienrechtlichem Hintergrund

Prof. Dr. Georgios Gounalakis, Marburg, und Ref. jur. Catherine
Klern. Düsseldorf

lm letzten Jahrzehnt hat sich die Nutzung des lnternets
weg von der Rezeption zentral erstellter lnhalte hin zu
einer breit geföcherten Partizipation der Nutzer bei der
Gestaltung von lnternetseiten entwickelt. Das Web z.o,
welches ols Schlagwort die Einbindung nutzergenerierter
lnholte bei der lnternetnutzung beschreibt, ermöglicht es
nahezu jedem, dem ein lnternetzugang zur Verfügung
steht, lnformationen online zu stellen.' Durch geringe
technische Hürden beim Hochladen von Dateien und die
Ermöglichung anonymer Nutzung steigt die Missbrauchs-

gen etc. - erbracht wird, mindert diese den für die Ermitt-
lung des Zugewinns re levanten Wert  e iner  lmmobi l ie  auch
dann, wenn der Ehegatte diese aufgrund einer nach

$ 1374 Abs. z BGB privitegierten Zuwendung erhalten hat.
Wird hingegen die Gegenleistung wie bei einem Nieß-
brauchs- oder Wohnrecht aus dem belasteten Gegen-
stand selbst erbracht, unterliegt die Wertsteigerung, wel-
che mit dem sinkenden Wert der Belastung aufgrund der
sich reduzierenden Lebenserwartung des Berechtigten
korrespondiert, nicht dem Zugewinnausgleich. Es tiegt ein
gleitender Erwerb vor. Um die im Zugewinnausgteichs-
verfahren relevanten Werte zu ermitteln, muss der Ver-
kehrswert der lmmobilie zum Stichtag des Anfangs- und
Endvermögens ermittelt werden. Der nach objektiven Kri-
terien zu ermittetnde Wert der Belastungen wird jeweils in
Abzug gebracht, dann aber dem Anfangsvermögen der
Betrag hinzugerechnet, um den sich der Verkehrswert
allein aufgrund des sinkenden Wertes der Belastung er-
höht hat. Ohne Hilfe eines Sachverständigen ist die Er-
mittlung dieses Betrages nicht mögtich.

Münch, DNotZ 2oo7, 795,8o3.
OLG München BayObLGR 2ooo, 773 (welches nur 1/3 des tatsäch-

l ichen Wertes im Anfangs-und Endvermögen berücksicht igt  hat) .

anfölligkeit der weltweit abrufbaren Online-Dienste.' Die
Erleichterung der Verletzungshandlungen führt dazu,
dass im lnternet vielfach Persönlichkeitsrechte verletzt
werden. Diese Ausgongslage verschörft sich bei Proble-
men in familiören Beziehungen durch das ihnen immo-
nente Konfliktpotenzial erheblich. Den Blickpunkt der
nachfolgenden Betrachtung bilden familienrechtliche
Aspekte des Persönlichkeitsschutzes im lnternet. Dabei
müssen insbesondere die neuen Partizipationsmöglich-
keiten der Nutzer in sozialen Netzwerken, Social-Sharing-
Plattformen3 und Meinungsforen Berücksichtigung fin-
den. Die Darstellung knüpft dabei an den 2oo2
veröffentlichten Aufsatz von Gounalakisßhodea an und

führt die Thematik im Hinblick auf neuere Entwicklungen
in der Rechtsprechung fort.

3

Der Begriff Web z.o wurde von Tim O'Reilly in seinem Artikel

,,What is Web 2.o?" geprägt, abrufbar unter hffp://www.

oreilly.de/artiket/webzo.htmt (letzter Abruf: zo.9.zort).

GounalakislRhode, Persönlichkeitsschutz im Internet, Rn 1 f.

Unter den Begriff des Social Sharing fallen Internetplattformen

zum Tei len medialer  Inhal te mit  sozia ler  Verknüpfungsfunkt ion
der Nutzer. Die bekanntesten Beispiele sind flickr und youtube.

Vgl. dazu EbersbachlGlaserlHeigl,Social Web, S. u7 ff.

Gounolakisl Rhode, FF 2oo2, 2o2 ff.
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l. Problemfelder des Persönlichkeitsschutzes

Parallet zu offl ine stattf indenden Persönlichkeitsrechts-
verletzungen muss auch im Internet zwischen verschie-
denen Ausprägungen des Persönlichkeitsschutzes diffe-
renziert werden. Neben dem übergeordneten allgemeinen
Persönlichkeitsrecht, das aus Art. r Abs. r, z Abs. r GG
abgeleitet wird, ergänzen Spezialtatbestände als beson-
dere Persönlichkeitsrechte den zivilrechtl ichen Schutz der
Persönlichkeit.s Problematische Sachverhatte im famili-
enrechtlichen Kontext ergeben sich insoweit vor allem im
Hinbl ick aufden Schutz des Rechts der  persönl ichen Ehre
und des Rechts am eigenen Bild.

r. Ehrenschutz
Schutz gegen Beeinträchtigungen der sozialen Anerken-
nung des Einzelnen bieten neben dem allgemeinen Per-
sönlichkeitsrecht die 55 r85 ff. StGB, welche als Schutz-
gesetze i.S.d. 5 8zl Abs. z BGB auch im Zivitrecht Geltung
beanspruchen.6 Insoweit muss zwischen Meinungsäuße-
rungen,  d ie s ich durch Elemente der  Ste l lungnahme, oes
Glaubens, Dafürhaltens oder der Wertung auszeichnenT
und dem Beweis zugänglichen Tatsachenbehauptungen8
unterschieden werden. Gemischte Außerungen sind je
nach ihrem Schwerpunkt einer der beiden Kategorien
zuzuordnen.s Dem Persönlichkeitsrecht steht ats konfli-
gierende Rechtsposition die Meinungsfreiheit gegenüber.
Ats Richtschnur einer Abwägung gitt dabei, dass Mei-
nungsäußerungen bis zur Grenze des Menschenwürde-
verstoßes, der Schmähkrit ik oder der Formalbeleidigung
durch Art. 5 GG geschützt werden.'o Bewusst aufgestell-
ten oder erwiesen unwahren Tatsachenbehauptungen ist
der Schutz durch die Meinungsfreiheit hingegen versagt."
Die neuere Rechtsprechung zeigt, dass nicht nur ehe-
malige Partner, sondern auch Jugendämter, deren Mit-
arbeiter und die Verfasser familiengerichtl icher Gutach-
ten zum Gegenstand ehrenrühriger Außerungen im
Internet werden können."
ln einem Fall des OLG Kobtenz aus 2oo7 hatte sich ein
Seitenbetreiber auf seiner Homepage über eine Abtei-
lungsleiterin des städtischen Jugendamts geäußert, die
dienstl ich mit dem Sorgerechtsstreit zwischen seiner Frau
und deren früherem Ehemann befasst war.'3 Die Mitarbei-
terin des Jugendamts wehrte sich gegen die Außerungen
mit einem Unterlassungsbegehren im einstweil igen Ver-
fügungsverfahren. Das OLG Koblenz kam zu dem Schluss,
dass es sich bei den namentlich auf die Mitarbeiterin
Bezug nehmenden Außerungen aufder Homepage (,,vom
PAS-Syndrom scheint Frau R. auch noch nichts gehört zu
hoben"; ,,in keinster Weise willig, der Angelegenheit mit
dem nötigen Ernst nachzugehen";,,aufgrund der vielen
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uns mittlerweile bekannten Fölle wie diverse Jugendömter
in Deutschland arbeiten. kann man hier nur entweder von
Arroganz, Naivitöt oder Machtmissbrauch sprechen') ins-
gesamt um Meinungsäußerungen handelt. Für einen un-
beteitigten Leser sei die der persönlichen Bewertung des
Verfassers zugrunde liegende Tatsachengrundlage ohne
zusätzliche Informationen nicht nachprüfbar. In der Ab-
wägung zwischen dem Persönlichkeitsrecht der Jugend-
amtsmitarbeiterin und der Meinungsfreiheit des Autors
greift nach Auffassung des Gerichts die Vermutung der
freien Rede nicht ein, da bei den beanstandeten Auße-
rungen eine gezielte Diffamierung im Vordergrund stehe.
Ein über den Fatlbericht hinausgehendes öffentl iches In-
teresse an den gemachten Schilderungen sei nicht zu
erkennen. Vietmehr entstehe der Eindruck, dass diese aus
Frust über den Verlauf des Sorgerechtsstreits motiviert
seien und keine sachliche Auseinandersetzung stattf inde,
die für eine Wahrnehmung berechtigter lnteressen i.S.d.
5 rgl StGB des Seitenbetreibers für seine neue Familie
sprechen könne. Insgesamt überwog damit der Ehrschutz
der Jugendamtsmitarbeiterin in der Abwägung.
In einem ähntich gelagerten Sachverhalt vor dem LG Mün-
chen I ging eine Sozialarbeiterin gegen die Nennung ihres
Namens auf einer Internetseite vor.'q Auf der Seite ver-
öffenttichte die Betreiberin verschiedene Texte und Pres-
seartikel zu einer von ihr mit dem Jugendamt geführten
Auseinandersetzung über den Sorgerechtsentzug für ihren
Sohn. In den Texten wurde die Sozialarbeiterin unter der
Überschrift ,,Die Menschen, die eine Familie zerstörten",
namentlich genannt. In der Abwägung zwischen der Mei-
nungsfreiheit der Seitenbetreiberin und dem Persönlich-
keitsrecht der Sozialarbeiterin konnte das LG München
kein öffenttiches Informationsinteresse an der namentli-

5 Vgl. dazu ausführlich Gounalokisl Rhode, Persönlichkeitsschutz
im Internet, Rn 36 ff.

6 BGHT 95, 272, 2t4; MüKo-BGB/Rxecker, Anh zu 5 rz Rn Z3;
PalandtlSprau, $ 823 Rn uo.

7 BVerfGE 6r,  r ,  8;  MüKo-BGBIWagner,  $ 824 Rn r4 m.w.N.

8 BGHZ 166, 84,too; DommlRehbock,Widerrul, Unterlassung und
Schadensersatz in den Medien,  Rn 566.

9 BVerfGE 6r, r, 9. Dabei ist, soweit tatsächliche und wertende
Etemente untrennbar zu einer Sinneinhei t  verbunden s ind.  im
ZweifeI  von einer Meinungsäußerung auszugehen, BVerfGE 85,

\ 15; dazu insgesamt Gounalakisl Rhode, Persönlichkeitsschutz
im Internet ,  Rn 113.

10 Vgl .  BVerfGE 75,369,38o; BVerfG NJW 7999,t322, t324t
PalandtlSprau 5 823 Rn roz.

rr BVerfG NJW rgqq, 7322,t)24;BGHZt39,95, ror; MüKo-BGB/
Rixecker, Anh. zu 5 rz Rn r45.

rz Vgl .  LG München I  CR zoro,  z7o;OLG Koblenz BeckRS 2oo8,

9756; LG Berlin FamRZ 2oo7, t)24.

r3 OLG Koblenz BeckRS 2oo8, 13356.

r4 LG München I  CR zoto,  z7o.
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chen Nennung der Mitarbeiterin erkennen. Es müsse ge-
währleistet sein, dass die Sozialarbeiterin ihre Aufgaben
ordnungsgemäß wahrnehmen könne, ohne im privaten
Bereich einem Rechtfertigungsdruck ausgesetzt zu sein, so
dass dem Persönlichkeitsrecht der Vorrang zukomme.
Mit der Frage, ob eine Veröffenttichung von familien-
rechtl ichen Gutachten aufeiner Internetseite gegen per-
sönlich keitsrechte des Gutachters verstößt, beschäft igte
sich das LG Berlin.'5 Das Gericht sah in der Veröffent-
l ichung von einzelnen Passagen aus den Gutachten noch
keine Persönlichkeitsrechtsverletzu n g. Anders seien zwar
möglicherweise die Kommentierungen der Gutachtenaus-
züge durch den Seitenbetreiber zu bewerten, die oer
klagende Gutachter jedoch im Einzelnen nicht genau
bezeichnet hatte.
Neben herabsetzenden Außerungen können persönlich-
keitsrechte im familiären Kontext durch Eingriffe in die
Privatsphäre verletzt werden, die sich als unzumutoare
Betästigungen darstellen.'6 g rAbs. z S. r Nr. z t it. b des
Gewaltschutzgesetzes (GewSchG) ermögticht den Erlass
gerichtticher Schutzanordnungen (g r Abs. r GewSchG)
bei der Verfolgung einer Person gegen deren ausdrück-
tichen Willen unter Verwendung von Fernkommunikati-
onsmitteln, worunter das Internet und insbesondere
E-Maits fallen.'z Dafür reicht es allerdings nach dem AG
Flensburg nicht aus, dass ein Ehemann seiner getrennt
lebenden Frau in drei E-Mails innerhalb von drei Minuten
seine Liebe zum Ausdruck bringt. '8
An dieser Stelle kann resümiert werden, dass bei der
Bewertung ontine begangener Persönlichkeitsverletzun-
gen die bisherigen Grundsätze weiterhin herangezogen
werden können.  lm Rahmen derAbwägung zwischen per-
sönlichkeitsrecht und Meinungsfreiheit vor dem Hinter-
grund familienrechtlicher Streit igkeiten muss jeweils
sorgfältig überprüft werden, ob eine namentliche Nen-
nung der Prozessbeteil igten vom öffentl ichen Informati-
onsinteresse gedeckt ist. Dabei gilt grundsätzlich die
Vermutung der freien Rede, solange keine geziette Diffa-
mierung erfolgt. Abwägungsrelevant ist daneben ins-
besondere die Frage, ob den entsprechenden Außerun-
gen sachliche Erwägungen oder nur der Frust über den
Verlauf des Verfahrens zugrunde liegen.

z. Recht am eigenen Bild
Insbesondere der Schutz des Rechts am eigenen Bitd wird
durch die Entwicklung des Internets zum interaktiven
Medium vor neue Herausforderungen gestellt. Auf Home-
pages und in sozialen Netzwerken werden vielfach Fotos
hochgeladen, ohne dass der Abgebildete davon weiß
oder damit einverstanden ist. Mit familienrechtlichen Fra-
gen sind solche Sachverhalte dann angereichert, wenn

nichtsorgeberechtigte Angehörige Bilder von Minderjäh-
rigen ins Internet stellen.
Nach $ zz S. r KUG dürfen Bildnisse grundsätzlich nur mit
Einwitt igung des Abgebitdeten verbreitet oder öffenttich
zur Schau gestellt werden. Unter die Handlungsform des
Verbreitens fältt auch die nicht körperliche Weitergabe
digitaler Aufnahmen.'s Für die Alternative des Zurscnau-
stellens ist zusätzlich erforderlich, dass dieses öffentl ich
erfolgt. 'o Zur Bestimmung des Begriffs der öffentl ichkeit
wird auf $ r5 Abs. 3 UrhG zurückgegriffen; es muss sich
um eine Mehrzahlvon Personen handeln.  d ie n icht  durch
persöntiche Beziehungen mit dem potenziellen Verletzer
oder untere inander verbunden s ind. , '  Beim Einste l ten von
Fotos auf einer dem freien Zugriff unterliegenden Inter-
netseite kann ein öffentl iches Zurschaustellen unoroble-
matisch angenommen werden.,. Hingegen muss beim
Hochladen von Bildern im Nutzerprofi l von sozialen Netz-
werken und Sociat-Sharin g-Plattformen danach differen-
ziert werden, ob die zugangsberechtigten Nutzer alle in
direkter persönlicher Verbindung zum Profi l inhaber ste-
hen. Dafür wird mehr vorauszusetzen sein als die btoße
Verknüpfung im sozialen Netzwerk, denn diese ist nicht
zwingend von einem persönlichen Kontakt abhängig.
Dennoch kann in Konstetlationen, in denen bestimmte
Fotos über entsprechende Funktionen der Plattform nur
für eine kleine AnzahI von Personen freigegeben werden,
ein öffentl iches Zurschaustellen zu verneinen sein. Mög-
tich bteibt dann aber noch ein Rückgriff auf die Hand-
lungsform des Verbreitens.
Für eine Einwitt igung ist nach der Legaldefinit ion in g r83
S. r BGB die vorherige Zustimmung erforderlich, auf die als
empfangsbedürftige Willenserklärung die gg ro4 ff. BGB -
jedenfatls analog - Anwendung finden.,3 Bei Geschäfts-
unfähigkeit des Abgebildeten ist also die Einwill igung des
gesetzlichen Vertreters erfordertich. Bei beschränkt ge-
schäftsfähigen Minderjährigen muss die Einwitt igung
ebenfa[[s durch den gesetzlichen Vertreter erteilt weroen,

15 LG Berlin FamRZ2oo7,7?821.

t6 Mül ler ,  in:  Schni tzter ,  Münchener Anwal tshandbuch Fami l ien-
recht ,  Tei l  D,  $ r5 Rn r5.

17 BT-Drucks t4l 5429, 5. 29.
r8 AG Flensburg N.fOZ 2oo5, 27o,277; PolandtlBrudermüller,

$ r  GewSchG Rn rz.

r9 OLG Frankfurt MMR 2oo4, 68t,684; Dreier,in; Dreierlschulze,
5 zz KUG Rn 9;  Fr icke,  in:  Wandtke/Bul l inger,  g zz KUG Rn 8.

zo Dreier,in: DreierlSchulze, S 22 KUG Rn 11.
zt von Strobl-Albeg, in: Wenzel, Das Recht der Wort- und Bilo-

berichterstattung, Kap. 7, Rn 44; Schube, in: Dreier/Schulze,
$ r5 UrhG Rn 43.

zz Vgl. AG Menden NJW 2o7o,7674.
23 OLG M ünchen ZUM zoor, 7o8, 7o9i Fricke, in: Wandtke I

Bullinger, $ zz KUG Rn r3.
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der d ie Einwi t t igung grundsätz l ich auch ohne Zust immung
des abgebi ldeten Minder iähr igen geben kann.  Nur wenn
der betroffene Minderlährige als einsichtsfähig einzustufen
ist, bedarf es zu dessen Schutz zusätzlich der Einwitt igung
des Minderiährigen (Doppelzuständigkeit). 'q Die erforder-
l iche Einsichtsfähigkeit wird in der Regel ab einem Alter
von r4 Jahren angenommen. '5
In e inem Fat l  desAG Menden hat te e in n ichtehel icherVater
Fotos seines eineinhalbjährigen Kleinkindes veröffentl icht.
Die attein sorgeberechtigte Mutter hatte dagegen in Ver-
tretung ihres Kindes erfolgreich im einstweil igen Ver-
fügungsverfahren geklagt. '6 Die entsprechende Seite war
nach vorheriger Anmeldung für iedermann zugänglich, so
dass das Gericht sowohI die Handlungsform des Verbrei-
tens als auch die des öffenttichen Zurschaustellens beja-
hen konnte.  Eine Einwi l l igung des Kle ink indes kam man-
gets Einsichtsfähigkeit nicht in Betracht. Die allein
sorgeberechtigte Mutter hatte als gesetzlicher Vertreter
die Einwitt igung versagt. Das Gericht bejahte daher einen
Anspruch auf Unterlassung und Verbreitung der Fotos des
Kindes durch den Vater auf einer Internetseite.
Das Problem der Veröffentl ichung von Kinderfotos durch
nicht sorgeberechtigte Angehörige stetlte sich auch einem
Strafsenat des OLG Karlsruhe.'7 Ein Mann hatte im Internet
Fotos seines dem Jugendamt zur Personensorge übertra-
genen Enkels entgegen dem Einverständnis der Behörde
veröffentl icht. Der Begleittext zu den Abbitdungen befasste
sich krit isch mit den Auseinandersetzungen zwischen dem
Seitenbetreiber und dem .|ugendamt in der Sorgerechts-
angelegenheit. Nach $ 33 Abs. r KUG ist das Verbreiten
oder das öffentl iche Zurschaustellen eines Bildnisses ent-
gegen den 55 zz, z3 KUG strafbar. Das lugendamt hatte
den für eine Strafuerfolgung nach 5 l l Abs. z KUG erfor-
derlichen Antrag gestellt. Der Strafsenat ging zunächst
davon aus,  dass nur  das Jugendamt a ls  Inhaber der  Per-
sonensorge eine Einwilt igung in die Veröffentl ichung der
Fotos des im Zeitraum der Verwendung der Fotos zwischen
vier und sieben Jahre alten und nicht einsichtsfähigen
Kindes erteilen konnte.'8 Allerdings zog das Gericht in
Betracht, dass das Kind im Zusammenhang mit der krit i-
schen Kommentierung der Sorgerechtsübertragung an das
Jugendamt durch den Großvater zu einer relativen Person
der Zeitgeschichte geworden sei und eine Einwill igung
nach $ z3 Abs. r Nr. r, Abs. z KUG entbehrtich sein könnte.
Zur Vornahme einer Abwägung zwischen dem Informati-
onsinteresse der Öffenttichkeit und den schutzwürdigen
Interessen des abgebitdeten Kindes wurde die Sache an
das Landgericht zurückverwiesen. Als Gesichtspunkte ei-
ner Abwägung können nach dem OLG Karlsruhe sowohl die
neutrale Quatität der Abbitdung, die im unmittelbaren
Sachzusammenhang mi t  dem Ber icht  über  d ie Auseinan-

rr 72t 2077

dersetzung mi t  dem Jugendamt stand,  und d ie Frage,  ob
erst durch die Gesamtaussage zwischen Bitd und Begteit-
text wirksam auf das damit verfolgte Anliegen aufmerksam
gemacht werden konnte, zu berücksichtigen sein. Schließ-
lich müssten den schon eingetretenen oder konkret dro-
henden negativen Fotgen für das Kind Rechnung getragen
werden, welches insgesamt einen erhöhten Persöntich-
keitsschutz genieße.'�e
Der Gedankengang des OLG Kar lsruhe,  Kinder  im Zusam-
menhang mit Sorgerechtsstreit igkeiten je nach den
Einzelfallumständen als relative Personen der Zeit-
geschichte zu qualif izieren, erscheint gerade im Hinbtick
auf deren vom Gericht selbst aufgegriffene erhöhte
Schutzbedürftigkeit fragtich. Zwar ist der Argumentation
darin zuzustimmen, dass der Begriff der Zeitgeschichte
grundsätzlich weit verstanden3o und einerseits durch das
lnformationsinteresse der Öffentl ichkeit, andererseits
durch die Persönlichkeitsrechte des Abgebildeten deter-
min ier t  wi rd. r 'A l lerd ings kann nur  bei  außergewöhnl ich
gelagerten, nicht atltägtichen zivilrechttichen Streit igkei-
ten angenommen werden, dass die daran Beteil igten
relative Personen der Zeitgeschichte sind.3' Eine Aus-
einandersetzung mi t  dem Jugendamt in  e iner  Sorge-
rechtsangetegenheit macht das betroffene Kind im Regel-
falt deshatb noch nicht zu einer relativen Person der
Zei tgeschichte.3s Selbst  wenn man ein grundsätzt iches
Informationsinteresse der Öffenttichkeit an der Arbeits-
weise von Jugendämtern be jaht, wiegt demgegenüber der
Eingr i f f  in  d ie Persönl ichkei tsrechte e ines Kle ink indes
schwer. Kinder müssen sich zu eigenverantwortl ichen
Personen erst entwickeln und bedürfen daher eines um-
fassenderen Schutzes des von öffentl icher Beobachtung

z 4 L i b e rtus, 7UM zoo7, 621, 62 4t D re i e r, in: D re i e r I Sc h ulze,

5 22 KUG Rn 26.

z5 LG Bietefeld NJW-RR zoo8, 7r5, 7t6; Libertus, ZUM zoo7, 6zt,
624; Fricke, in: Wondtke I Bullinger, $ zz KUG Rn r4.

26 AG Menden NjW 2o1o, 1614.

u 7 OLG Kar lsruhe ZUM-RD 2o7t,348.

z8 OLG Kar lsruhe ZUM-RD 2ot t ,348,349.

z9 OLG Kar lsruhe ZUM-RD 2c�77,?�48,349f .

3o BGH NIW 2oo7, 3440, 3442 - Grönemeyer; Fricke, in: Wandtkel
Bullinger, S 23 KUG Rn 3.

3r  Eine Abwägung ist  a ls Reakt ion auf  d ie Vorgaben des EGMR schon
bei  der AusLegung des Tatbestandsmerkmals , ,aus dem Bereich
der Zei tgeschichte" er forder l ich;  vgl .  nur BVerfG GRUR zoo8, 539,
545 -  Carol ine von Hannover;  BGH GRUR 2oo7, 52j ,  525 -Abge-

stuf tes Schutzkonzept;  NJW 2ool ,  3440,344r -  Grönemeyer.

3z LG Hamburg NJW-RR 2ooo, ro67, to68; Fricke,in: Wandtkel
Bullinger, S z3 KUG Rn r5.

33 Ablehnend auch das OLG Düsseldorf  FamRZ 2o1o, 1854 im Fal l
e ines Regisseurs,  der in e inem Dokumentarf i lm über Väter ,
denen der Umgang mit  ihren Kindern untersagt  wird,  e in Foto von
sich und seiner drei jähr igen Tochter  e inblendete.

49o�



freien Rückzugsraums gegenüber dem von Erwachse-
nen.3a Auch ein an sich neutrales Portraitfoto kann da-
durch, dass es in den Kontext eines Sorgerechtsstreits
gestellt wird, Persönlichkeitsrechte des abgebildeten
Kindes verletzen, das sich möglicherweise instrumentali-
siert fühlt.3s Demnach wird eine Einwiil igung in die Abbil-
dung von Minder jähr igen wohl  nur  in  absoluten Ausnan-
mefäilen nach g z3 Abs. r Nr. r, Abs. z KUG entbehrtich
sein.

I l. Verantworttichkeit im lnternet

Bei der Ermittlung der Passivlegitimation für Ansprüche
wegen Persöntichkeitsrechtsverletzungen im Internet
müssen die gg 7-ro TMG berücksichtigt werden. Die
Vorschriften beruhen auf der Umsetzung der E-Commer-
ce-Richt l in ie36 und enthal ten Regelungen zur  Beschrän-
kung der Verantwortl ichkeit von Telemedienanbietern,
d ie unabhängig vom Vor l iegen der  anspruchsbegründen-
den Voraussetzungen sind und gteich einem Vorfi lter
vorangeschattet geprüft werden müssen.37
Ein Seitenbetreiber haftet für selbst erstellte Inhatte auf
seiner Internetseite nach allgemeinen Gesetzen. Es handelt
sich insoweit um eigene Informationen i.S.d. $ 7 Abs. r
TMG, der klarstettt, dass ein Inhalteanbieter (Content-pro-
vider) nicht in der Verantwortl ichkeit privitegiert ist. Auch
wenn s ich der  inkr imin ierende lnhat t  auf  der  Sei te e ines
Meinungsforums, eines sozialen Netzwerkes oder einer
Foto-Plattform befindet, haftet derjenige, der den Inhatt
hochgeladen hat, als unmittelbarer Verletzer. Einer lnan-
spruchnahme steht  in  der  Praxis  ledoch meist  d ie anonyme
oder pseudonyme Nutzung, die in 5 r3 Abs. 6 TMG sogar
gesetzlich vorgeschrieben ist. Damit kann es für den Ver-
letzten von Vorteil sein, wenn ihm neben dem unmittel-
baren Verletzer der Plattformbetreiber als zusätzlicher An-
spruchsgegner zur Verfügung steht.
Die $$ 8-ro TMG sehen vor, dass Diensteanbieter für
fremde Informationen nur eingeschränkt verantwortl ich
s ind.  Damit  kommt es zunächst  darauf  an,  wann e ine
Nutzerinformation als eine für den Plattformbetreiber in
diesem Sinne fremde Information einzustufen ist. Bei
Vornahme einer  Negat ivabgrenzung b le iben a ls  f remoe
Informat ionen a l le  Informat ionen übr ig,  d ie keine e ige-
nen Informat ionen s ind.  Zu den e igenen Informat ionen
können neben selbst erstellten Informationen auch so[-
che Informat ionen zählen,  d ie s ich der  Diensteanbieter
zu eigen macht.38 Ein Zueigenmachen nutzergenerierter
Inhat te is t  nach dem BGH anzunehmen, wenn nach e iner
wertenden Gesamtbetrachtung aus objektiver Sicht der
Eindruck entsteht, dass der Plattformbetreiber die

inhaltl iche Verantwortung für eine Information übernen-
men wi l l ,  wofür  vor  a l lem die Integrat ion in  den Sei ten-
aufbau, eine redaktionelle Kontrolle und die überrra-
gung umfassender Nutzungsrechte in den Allgemeinen
Geschäf tsbedingungen sprechen.3e Eine Entscheidung
über e ine Zurechnung a ls  zu e igen gemachter  Inhal te
muss in jedem Einzelfall getroffen werden. Dabei ist eine
hinreichende Konkretisierung tragfähiger Kriterien zu-
gunsten e iner  höheren Rechtss icherhei t  der  Dienstean-
bieter bisher noch nicht erfolgt.4o Bei persöntichkeits-
rechtsverletzungen stellt sich die Frage der Zurechnung
eines Dr i t t inhal tes a ls  zu e igen gemachter  Inhal t  jedoch
nicht  mi t  der  g le ichen Intensi tät  wie im Bereich der
lmmaterialgüterrechtsverletzungen. Denn es ist bei-
spie lsweise aus der  obiekt iven Sicht  e ines Internetnut-
zers [e icht  zu erkennen,  dass e ine herabsetzende Auße-
rung in e inem Meinungsforum nicht  d ie Meinung des
Forumsbetreibers wiedergibt.+' Ebenso wird das Foto
einer  fami t iären Si tuat ion kaum den redakt ionet len
Kerninhal t  e ines Themenporta ls  darste l len.4,  Damit  wi rd
in den meisten Fällen von Persönlichkeitsrechtsverlet-
zungen im fami l iären Kontext  nur  e ine Haf tung des
Plattform betreibers fü r fremde Informationen in Betracht
kommen.
Die 55 8-ro TMG enthalten Privilegierungen der Verant-
wortl ichkeit für fremde Inhalte. So haftet ein Host-pro-
vider für fremde Informationen, die er für einen Nutzer
speicher t ,  nach g ro S.  r  TMG dann n icht ,  wenn er  ke ine
Kenntn is  von der  rechtswidr igen Handlung oder Informa-

34 BVerfG NJW zooo, 7027,7023 - Caroline von Monaco; Stender-
Vorwochs, NJW 2o1o, 1414, 1415 m.w.N.

35 Ahnl ich auch die Argumentat ion des OLG Düsseldorf  FamRZ
2o7o,1854,7856.

36 Richt l in ie zoool3r lEG des Europäischen par laments und des Ra-
tes vom 8.6.2ooo über best immte recht l iche Aspekte der Dienste
der Informat ionsgeset lschaf t  ,  insbesondere des etektroniscnen
Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt  ( , ,Richt t in ie über den elektro-
nischen Geschäftsverkehl'), ABI EG Nr. L 778 v. 77.7.2ooo, S. 7.

37 Sieber I Höfi n ge r, in: Hoe ren I Si eber, Hdb. Multimedia-Recht. Teil
18.1. ,  Rn 26.

38 BT-Drucks 141 6098, 5. z3; Hoffmann,in: Spindlerl Schuster,
Recht der e lektronischen Medien,  g 7 TMG Rn 14.

39 BGH NJW-RR zoro,  rz76,rz78 -  mar ions-kochbuch.de.

4o VgL. dazu auch die ausfül lungsbedürf t igen Vorgaben des EuGH
MMR 2011, 596,602 f .  Rn rr3,  u6 *  L 'Or6al  v.  eBay;  NJW 2o1o,
2029,2035 Rn n4,  rzo -  Google France and Google.

4t Nielond, NJW zoro, q94,t496;WegnerlOdefey, K&R 2oo8,641,
64A.

4z 5o der BGH für  Lebensmit te l -Fotos in e inem Kochrezepteporta l ,
BGH NJW-RR 2o7o, 7276, rz78 -  mar ions-kochbuch.de.
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t ion hat43 oder diese nach Kenntniserlangung unverzüg-
tich löscht oder den Zugang zu ihr sperrt. Atlerdings
finden die Verantwortl ichkeitsbeschränkungen nach in-
zwischen gefestigter Rechtsprechung des BGH keine An-
wendung auf Unterlassungsansprüche.44 Auch der EuGH
hat in einer mit Spannung erwarteten Entscheidung zur
Verantworttichkeit der I nternetauktionsplattform eBay
die von einigen Stimmen in der Literatur krit isierte+i
Rechtsprechung des BGH nicht korrigiert.a6
Plattformbetreiber können für Persön lichkeitsrechtsverlet-
zungen durch eigenverantwortl ich handelnde Dritte nach
den Grundsätzen der Störerhaftung in Anspruch genom-
men werden, wenn sie zumutbare Prüfungspflichten ver-
letzen.qT Forderungen der Literatur, die Haftung für mittet-
bare Rechtsverletzungen auf die einheitl iche Grundlage
der Verletzung von Verkehrspfl ichten zu stellen,as haben
für den Bereich der Verletzung absoluter Rechte bislang
keine Berücksichtigung in der höchstrichterl ichen Recht-
sprechung gefunden.cg Der Unterschied beider Haftungs-
konzepte - Störerhaftung einerseits, täterschaftl iche Ver-
keh rspfl ichtverletzu ng andererseits - wirkt sich atlerdings
praktisch kaum aus, wenn man die Prüfungspflichten ats
Ausprägung der Verkehrspfl ichten versteht.50
Prüfungspflichten können angesichts des Verbots alt-
gemeiner Überwachungspftichten in 5 Z Abs. z S. r TMG
nur entstehen,  wenn der  Diensteanbieter  Kenntn is  von
einer Rechtsvertetzung hat, die durch einen hinreichend
konkreten Hinweis des Rechteinhabers herbeigeführt
werden kann.5' lm Übrigen ist das Bestehen und der
Umfang von Prüfungspflichten von einer Interessenabwä-
gung im Einzel fa l t  abhängig,  in  der  u.a.  der  Rang des
verletzten Rechtsguts,5, die Gefahrneigung des Ge-
schäftsmodells53 und die vom Plattformbetreiber zur Ver-
fügung gestellten Selbstschutzeinrichtungen für Rechte-
inhabeP+ einzubeziehen s ind.

lll. Rechtsfolgen

Gegenüber Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Internet
kann sich der Angegriffene mit denselben Rechtsbehetfen
wehren, die ihm bei Persön tichkeitsrechtsverletzun gen in
den herkömmtichen Medien zur Verfügung stehen. Gegen
den unmittelbaren Verletzer stehen dem Betroffenen zu-
nächst verschutdensabhängige Ansprüche auf materiellen
und immateriellen Schadensersatz aus 5 8zl Abs. r BGB und
$ 823 Abs. r BGB i.V.m. Art. r Abs. r, z Abs. r GG zu. Wird wie
in den oben dargestellten Sachverhalten ein Schutzgesetz
verletzt, ergeben sich Ansprüche aus g 823 Abs. z BGB
i.V.m. 55 r85 ff. SIGB oder 5 zz KUG. Bei Schadensersatz-
ansprüchen gegen Diensteanbieter wegen fremder rechts-
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verletzender Inhalte sind atterdings die Verantworttichkeits-
beschränkungen der gg 8-ro TMG zu beachten.
Daneben können verschutdensunabhängige Ansprüche auf
Widerruf/Beseitigung und Unterlassung aus gg rz, 862,
roo4 BGB analog treten. Widerrufsansprüche bestehen
gegen die Seitenbetreiber und Nutzer, die eigene rechts-
vertetzende Informationen bereithalten. Auch Dienstean-
bieter können für fremde inkriminierende Nutzerinhalte auf
Beseitigung und Unterlassung ohne eine Beschränkung
der Verantworttichkeit in Anspruch genommen werden, da
insoweit die Haftungsprivilegierungen nicht zur Anwen-

43 Bei  Schadenersatzansprüchen reicht  nach 5 ro S.  r  Nr.  r  TMG
grob fahrlässige Unkenntnis, vgl. Spindler, in: Spindlerl
SchnitzlGeis, $ u TDG Rn 23. Dass als Bezugspunkt der Kennt-
nis angesichts des unklaren Gesetzes- und Richt l in ienwort tauts
die Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der Information zu fordern
ist, wurde inzwischen durch die Rechtsprechung bestätigt; so
EUGH NJW 2o7o,2029,2035 Rn 1o9 -  Google France and Google;
BGHZ 185, z9r,  3ro -  Vorschaubi lder.

44 BGHZ r58, 2j6, 245 ff. - Internet-Versteigerung l; BG H NJW zoo7,
2558 -  Meinungsforum; BGHZ 172,7t9,126 -  Internet-Versteige-
rung l l ;  BGH NJW-RR 2oo8, 1136, 1138 -  Internet-Versteigerung l l l ;
BGHZ1T3, r88,  r93-Jugendgefährdende Medien bei  eBay;  BGH
N,W-RR 2o1o, t276,  tz78 -  mar ions-kochbuch.de;  GRUR zou,
tsz, 75J - Kinderhochstühle im Internet.

45 Hoeren, MM R zoo4, 672; Bergerl Jonal, CR zoo4, 9t7, 9t9 f.;
Lei ble I So s n i tza, NJW 2oo7, 332 4; Le i ble I So s n itza, NIW zoo +,
3225,3226.

46 Vgt. EuGH MMR 2011, 596,6q f. Rn rz5 ff. - L'Or6al v. eBay.

47 BGHZ t58, 236, 251 - | nternet-Versteigerung li t7 z, tr9, t3z -

Internet-Versteigerung ll; BGH NIW-RR 2oo8, 1136, 1139 - Inter-
net-Versteigerung l l l ;  GRUR 2o7t, t52,  r55 f .  -  Kinderhochstühle
im Internet .

48 Leistner, GRUR-Beil. rlzoto,tSff.;1. B. Nordemann, in: FS Loe-
wenheim, zoo9, S. zt5, zzr; Köhler, GRUR zoo8, t, 6; Volkmann,
CR 2oo8, 232f t . ;  Spindler ,  GRUR zot ,1o1,1o3.

49 Der BGH nimmt eine Haftung für  mi t te lbare Rechtsver letzungen
aufgrund von Verkehrspflichtverletzung bislang nur für den Be-
reich des Wettbewerbsrechts an, BGHZ t73, t8B, zoo ff. -lu-

gendgefährdende Medien bei  eBay;  für  d ie Anwendbarkei t  der
Störerhaf tung bei  der Ver letzung absotuter  Rechte zuletzt  BGH
GRUR zorr ,  1{)2,  156 -  Kinderhochstühle im Internet .

5o Freytag, Haftung im Netz, 5. 73 ff.; SpindlerlVolkmann,WRp
2oo3, 7,6 f .; Volknann, Der Störer im Internet, S. 97 f .; Leistner,
GRUR 2006, 8o1, SoBi Ahrens, WRP 2oo7, t287, 7287.

5r BGH GRUR 2077, 752,156- Kinderhochstühle im Internet ;  BGHZ
r73, t88, zo3 - jugendgefährdende Medien bei eBay; ry8, 236,
252 -  Internet-Versteigerung l .  Damit  n ivel l ier t  s ich auch der
Unterschied zwischen Abwehr und Schadensersatzansprüchen,
auf  welche die Haftungspr iv i legierungen Anwendung f inden.

5z SpindlerlVolkmonn,WRP 2oo3, 1, 8; Spindler,in; Spindlerl
Schmitzl Geis, $ 8 TDG Rn z3i Ahrens, WRP 2oo7, 7297, t289.
Persönl ichkei tsrechten is t  d iesbezügl ich ein hoher Rang bei .
zumesSen.

53 Vgl .  dazu BGH GRUR 2oo9,847,843 -  Cybersky;  te lsfner,  GRUR-
Beil. r/zoro, 1 z6; Spindler, GRUR zon, 1o1, 1o8.

54 BGH GRUR 2077,752, r55 -  Kinderhochstühle im Internet ;
Wilmer, NJW zoo8, 1845, t85r; Spindler, GRUR zou, 1o1, 1o5.



Arbeitshilfen

dung kommen. Nur die Voraussetzungen des leweil igen
Haftungskonzepts, also die Verletzung zumutbarer Prü-
fungspflichten im Rahmen der Störerhaftung bzw. einer
Verkehrspfl ichtverletzung müssen vorliegen. Inhaltl ich
sind die Abwehransprüche gegen Plattformbetreiber auf
Unterlassung, Entfernung und Sperrung beschränkt.55 Da-
rüber hinaus kommt ein Anspruch auf Gegendarstellung
nach $ 56 RStV in den Fällen in Betracht, in denen es sich
bei der Seite um ein journalistisch-redaktionet[ gestaltetes
Telemedienangebot handelt.56
Insgesamt ist zu konstatieren, dass sich durch die stär-
kere Einbindung nutzergenerierter Inhalte im Internet
zwar neue Gefährdungsformen für den Persönlichkeits-
schutz ergeben, dabei aber zunächst keine Rechtsschutz-
lücken entstehen. Die Grundsätze des traditionellen
Medienrechts kommen bei der Bewertung der persönlich-
keitsrechtl ichen Dimensionen von Internethandlungen
weiterhin zur Anwendung. Insbesondere kann dem feh-
lenden Bewusstsein für den Persönlichkeitsschutz von
Kindern, Partnern und Angehörigen bei der Veröffent-
l ichung von Fotos oder ehrenrührigen Außerungen im
Internet mit den herkömmlichen Rechtsbehelfen begeg-
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net werden. Das Augenmerk zukünftiger Entwicklungen
wird indes verstärkt auf die Verantwortl ichkeit der einzel-
nen Internet-Akteure zu richten sein. Dem Betroffenen
muss ein Anspruchsgegner gegenüberstehen, der eine
Persönlichkeitsverletzun g schnell und effektiv beenden
kann, auch wenn der unmittelbare Verletzer nicht ermit-
telbar ist. Dies ist gerade in dem für Persönlichkeits-
rechtsverletzungen anfäil igen Bereich familienrechtlicher
Streit igkeiten von Bedeutung. Dabei muss allerdings der
Versuch eines Ausgleichs mit den Interessen der Diens-
teanbieter an der Aufrechterhattung eines legalen
Internet-Angebots angestrebt werden, die der Auferte-
gung eines zu weitgehenden Pflichtenmaßstabs ent-
gegenstehen.

55 Seitz,in: HoerenlSieber, Hdb. Multimedia-Recht, Teil 8, Rn 66; vgl.
abweichend Gamer,in: Wenzel, Das Recht der Wort- und Bitd-
berichterstattung, Kap. 13, Rn 79, der den Widerrufsanspruch auf
eine Distanzierung oder ber icht igende Komment ierung r ichten wi l l .

56 Ablehnend für  e ine Internet-Homepage LG Düsseldorf  MMR
1998, 376 f.; bejahend OLG Bremen NJW zou, t6:-, t6rz für die
Sei te e iner Rechtsanwattskanzle i .

Gründen der Bilt igkeit kann die Rechtskraft der Unter-
haltsentscheidung auf einen Abänderungsantrag nach
$ 238 FamFG durchbrochen werden. Der Antrag setzt
voraus, dass eine wesentliche Veränderung der der Ent-
scheidung zugrunde liegenden Verhättnisse vorliegt
(5 zl8 Abs. r FamFG) und dass der Abänderungsgrund
nach der tetzten Tatsachenverhandlung des Erstverfah-
rens entstanden ist (5 238 Abs. z FamFG). Die Abände-
rung ist nach $ 238 Abs. 3 S. r FamFG grundsätzlich nur
für die Zeit ab Erhebung des Abänderungsantrags zuläs-
sig. 5. z lässt jedoch eine Abänderung wegen einer Un-
terhaltserhöhung auch für die Zeit zu, für die nach den
Vorschriften des bürgerlichen Rechts Unterhalt für die
Vergangenheit verlangt werden kann. Dies sind die in den
Bestimmungen der $$ ß:3,, t585 BGB genannten Fälle
(Auskunftverlangen, Verzug oder Rechtshängigkeit) so-
wie vertragliche Anerkennung. Nach g 238 Abs. 3 S. 3 und
4 FamFG ist eine Herabsetzung des Unterhalts auch zu-
lässig für die Zeit ab dem Ersten eines auf ein entspre-

Das unterhaltsrechtt iche Stichwort

Dr. Hans-Ulrich Grobo, Vors. Richter am Oberlandesgericht a.D.,
Neusäß/Augsburg

Abänderung von Unterhaltstiteln
Zu Unterhaltszahlungen kann auch wegen künftig fäll ig
wiederkehrenden Leistungen in einer Entscheidung ver-
pfl ichtet werden ($ 258 ZPO). Diese ergeht aufgrund einer
Vorausschau (Prognose) der künftigen Verhältnisse. Aus
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